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(1) Die Studierendenschaft hat ein eigenes Vermögen. Die Hochschule und das Land haften nicht für
Verbindlichkeiten der Studierendenschaft. Die Studierendenschaft erhebt von ihren Mitgliedern die unter
Berücksichtigung ihrer sonstigen Einnahmen zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Beiträge nach
Maßgabe einer Beitragsordnung, die vom Studierendenparlament beschlossen wird und der
Genehmigung des Rektorats bedarf. Bei der Festsetzung der Beitragshöhe sind die sozialen Verhältnisse
der Studierenden angemessen zu berücksichtigen. Die Beiträge werden von der Hochschule kostenfrei
für die Studierendenschaft eingezogen. Die Studierendenschaft regelt durch Satzung, dass in den Fällen
des § 50 Absatz 2 Nummer 3 und des § 51 Absatz 3 Nummer 3 für diese Beiträge Ausnahmen in
sozialen Härtefällen zulässig sind. Die Hochschule wirkt bei der Verwaltung von zweckgebundenen
Beiträgen für die Bezahlung des Semestertickets mit.

(2) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Studierendenschaft bestimmt sich nach § 105 Absatz 1
der Landeshaushaltsordnung, soweit dieses Gesetz nichts anderes vorsieht, und unterliegt der Prüfung
durch den Landesrechnungshof. Das Ministerium kann unter Berücksichtigung der Aufgaben, der
Rechtsstellung und der Organisation der Studierendenschaft im Einvernehmen mit dem für Finanzen
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung Ausnahmen von § 105 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung zulassen oder abweichende und ergänzende Regelungen treffen.

(3) Der Haushaltsplan und etwaige Nachträge werden unter Berücksichtigung des zur Erfüllung der
Aufgaben notwendigen Bedarfs durch den Allgemeinen Studierendenausschuss aufgestellt und vom
Studierendenparlament unter vorheriger Stellungnahme durch den Haushaltsausschuss festgestellt. Das
Nähere regelt die Satzung der Studierendenschaft. Der festgestellte Haushaltsplan ist dem Rektorat
innerhalb von zwei Wochen vorzulegen; die Stellungnahme des Haushaltsausschusses und etwaige
Sondervoten der Mitglieder des Haushaltsausschusses sind beizufügen.

(4) Das Rechnungsergebnis ist mindestens einen Monat vor Beschlussfassung des
Studierendenparlaments über die Entlastung des Allgemeinen Studierendenausschusses dem
Haushaltsausschuss zur Stellungnahme vorzulegen und mindestens zwei Wochen vor Beschlussfassung
des Studierendenparlaments hochschulöffentlich bekannt zu geben.

(5) Verletzt jemand als Mitglied eines Organs der Studierendenschaft oder einer Fachschaft vorsätzlich
oder grob fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er der Studierendenschaft den ihr daraus
entstehenden Schaden zu ersetzen.
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